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Geſetz⸗Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nx. 2. 


(Nr, 4581.) Beftätigungs-Urkunde, betreffend das Statut der in Dortmund domizilirten 
„Harpener Bergbau-Aktiengeſellſchaft.“ Vom 16. Dezember 1856, 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
der Benennung „Harpener Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft“, deren Sitz in Dortmund 
ſein ſoll, und die zum Zwecke hat: 
a) Steinkohlen- und Eiſenſteinfelder, insbeſondere die bei Harpen im Maͤr⸗ 
kiſchen Bergamtsbezirke belegenen zwölf Steinkohlenbergwerke: Prinz 
von Preußen, Neumond, Klothkamp, Sirius, Harpen, Halden, Ro⸗ 
ſenbaum, Selinde, Wehrhahn, Amalia, Hofeſaat, Heinrich Guſtav, und 
die zehn Eiſenſteinmuthungen Kirchharpen, Eins bis neun, und Werne, 
Eins, zu erwerben und auszubeuten; 
b) die gewonnenen oder erworbenen Steinkohlen und daraus bereiteten Koaks 
zu verwerthen, und 5 ; 
c) aus dem gewonnenen oder erworbenen Eiſenſtein Roheiſen darzuſtellen, 
weiter zu verarbeiten und zu verwerthen, 
auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und dem in dem 
notariellen Akte vom 31. Oktober d. J. feſtgeſtellten Geſellſchaftsſtatut Unſere 
landesherrliche Beſtaͤtigung ertheilt haben. N 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem vorerwaͤhnten notariellen Akte 
vom 31. Oktober d. J. fuͤr immer verbunden und nebſt dem Wortlaute der 
Statuten durch die Geſetz-Sammlung und durch das Amtsblatt Unſerer Re⸗ 
gierung in Arnsberg zur öffentlichen Kenntniß gebracht werde. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ö ; 

Gegeben Berlin, den 16. Dezember 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


Jahrgang 1857. (Nr. 4581.) 3 Statut 
Ausgegeben zu Berlin den 26. Januar 1857. 
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Statut 
der 


Harpener Bergbau-Aktiengeſellſchaft. 


Kapitel I. 
Bildung, Name, Sitz und Dauer der Geſellſchaft. 


H. 1. 


Unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung wird in Ge⸗ 
maͤßheit der beſtehenden Geſetzgebung, insbeſondere des Geſetzes vom 9. No⸗ 
vember 1843., eine Aktiengeſellſchaft gebildet, welche den Namen fuͤhrt: 


„Harpener Bergbau-Aktiengeſellſchaft.“ 


§. 2. 

Die Geſellſchaft hat ihren Wohnſitz zu Dortmund und ihren Gerichts—⸗ 

ſtand bei dem Kreisgerichte zu Dortmund. 
§. 3. 

Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig nach einander folgende Jahre, 
anfangend mit dem Tage der landesherrlichen Genehmigung, feſtgeſetzt. Die 
Verlaͤngerung der Zeitdauer nach Ablauf dieſer funfzig Jahre kann durch eine 
in den letzten ſechs Monaten des funfzigſten Jahres beſonders dazu zuſam⸗ 


menzuberufende Generalverſammlung der Aktionaire (F. 18.) beſchloſſen wer⸗ 
den. Jede Verlaͤngerung bedarf wiederum der landesherrlichen Genehmigung. 


Kapitel II. 
Zweck der Geſellſchaft. 


H. 4. 


Zweck der Geſellſchaft iſt: 


a) Steinkohlen- und Eiſenſteinfelder, insbeſondere die bei Harpen im Maͤr⸗ 
kiſchen Bergamtsbezirke belegenen zwölf Steinkohlenbergwerke: Prinz 
von 
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von Preußen, Neumond, Klothkamp, Sirius, Harpen, Hackelmey, Ro⸗ 
ſenbaum, Selinde, Wehrhahn, Amalia, Hofeſaat und Heinrich Guſtav, 
und die zehn Eiſenſteinmuthungen Kirchharpen Eins bis neun und Werne 
Eins, zu erwerben und auszubeuten; 

b) die gewonnenen oder erworbenen Steinkohlen und daraus bereiteten Koaks 
zu verwerthen und 

c) aus dem gewonnenen oder erworbenen Eiſenſtein Roheiſen darzuſtellen, 
weiter zu verarbeiten und zu verwerthen. J 


. 


Alle in dem vorhergehenden Paragraphen ficht ſpeziell aufgeführten Ope⸗ 
rationen ſind der Geſellſchaft foͤrmlich unterſagt. 


Kapitel III. 


Kapital der Geſellſchaft, deſſen Eintheilung in Aktien, Form 
und Einzahlung der Aktien, Aktiongire. 5 


H. 6. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft beſteht aus eilfmal hundert tauſend 
Thaler. Daſſelbe wird eingetheilt in fuͤnftauſend fuͤnfhundert Stuͤck Aktien, 
jede zu zweihundert Thaler. 


Nr 


Die Aktien lauten auf jeden Inhaber. Dieſelben werden nach dem die: 

ſem Statute beigehefteten Formular A. in fortlaufenden, aus dem Stammt 

5 Aktienbuche auszuziehenden Nummern von Eins bis fuͤnftauſend fuͤnfhunder⸗ 

ausgefertigt und ausgegeben, wenn der volle Betrag zur Geſellſchafts kaſſe be⸗ 

richtigt iſt. Den Aktien werden Dividendenſcheine, vorläufig auf fünf Jahre, 

nach dem beiliegenden Formular B. beigeheftet, welche nach Ablauf des letzten 
5 Jahres durch neue erſetzt werden. i 


Ueber die Partial⸗Einzahlungen bis zur erfolgten vollen Berichtigung 
des Aktienbetrages werden beſondere, mit den Nummern der kuͤnftig auszufer⸗ 
tigenden Aktien verſehene Quittungsbogen nach beiliegendem Formular C. aus⸗ 

5 gegeben. Dieſelben werden, ſobald der Betrag der Aktien voll eingezahlt iſt, 
gegen die Aktien ſelbſt ausgewechſelt. Bis zur vollen Einzahlung kann eine 
Uebertragung von Quittungsbogen nur mit Genehmigung des Verwaltungs⸗ 
rathes erfolgen, welcher indeß auch hierbei die Beſtimmung des H. 11. des 
Geſetzes vom 9. November 1843. zu beachten hat. ; 


(Nr. 4581.) dr H. 8. 


. 


F. 8. 


Die Aktien werden von drei Mitgliedern des Verwaltungsrathes unter⸗ 
zeichnet. Die Dividendenſcheine und Quittungsbogen bedürfen dagegen nur der 
Unterzeichnung zweier Mitglieder des Verwaltungsrathes. 


H. 9. 


Durch den Beſitz einer Aktie wird Jedermann Mitglied der Geſellſchaft. 
Er wird dadurch Miteigenthuͤmer an dem Vermoͤgen der Geſellſchaft nach 
dem Verhaͤltniß der Aktien, die er beſitzt, und erlangt ein Recht auf eine nach 
Maaßgabe des aus dem Jahresabſchluſſe ſich ergebenden reinen Gewinnes 
durch den Verwaltungsrath e dee Dividende (F. 34.). 

Die Uebertragung der Aktien geſchieht durch bloße Uebergabe des Ak⸗ 
tiendokuments. N 

Jede Aktie iſt untheilbar und kann nur durch Eine Perſon vertreten wer⸗ 
den; es muͤſſen daher mehrere Repraͤſentanten oder Rechtsnachfolger eines 
Aktionairs zuſammen durch Eine Perſon ihre Rechte wahrnehmen laſſen. 

Der Inhaber einer Aktie iſt nur fuͤr den darin ausgeſprochenen Betrag 
und event. für die Konventionalſtrafe (§. 12.) haftbar. 


H. 10. 


Jeder Aktionair nimmt durch die Zeichnung oder den Erwerb einer Aktie 
Domizil in dem Bezirke des Kreisgerichts zu Dortmund. Alle Inſinuationen 
erfolgen nach Maaßgabe der Hh. 20. und 21. Titel 7. Theil I. der Allge⸗ 
meinen Gerichtsordnung guͤltigerweiſe an die in Dortmund wohnende, von ihm 
zu beſtimmende Perſon, oder an dem in dieſem Orte belegenen, von ihm zu 
beſtimmenden Hauſe, und in Ermangelung der Beſtimmung einer Perſon oder 
eines Hauſes auf dem Prozeßbuͤreau des Kreisgerichts zu Dortmund. : 


H. 11. 


Gehen Aktien oder Quittungsbogen verloren, oder werden ſolche ver⸗ 
nichtet, ſo werden dieſelben nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen mor⸗ 
tifizirt. Demnaͤchſt fertigt der Verwaltungsrath an deren Stelle fuͤr den Be⸗ 
theiligten, welcher die Koſten des Verfahrens zu tragen hat, neue Doku⸗ 
mente aus. ö 

Der Verwaltungsrath hat das Datum des rechtskraͤftigen Mortifikations⸗ 
Urtheils und die Ausfertigung der neuen Aktien reſp. Quittungsbogen in dem 
Aktienbuche zu vermerken. 

Dividendenſcheine koͤnnen weder aufgeboten, noch mortifizirt werden; es 
ſoll jedoch demjenigen, welcher den Verluſt von Dividendenſcheinen vor Ablauf der 
Verfaͤhrungsfriſt bei dem Verwaltungsrathe anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt in beglaubter Weiſe 9 

na 


er, 


nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin 
nicht vorgekommenen Dividendenſcheine ausgezahlt werden. 


§. 12. 


Die Einzahlungen auf die Aktien geſchehen auf Grund beſonderer Auf- 
forderung des Verwaltungsrathes in Raten von zehn Prozent oder zwanzig 
Thaler auf jede Aktie, und in Zwiſchenraͤumen von nicht unter zwei Monaten 
bei der Kaſſe der Geſellſchaft in Dortmund oder bei naher zu beſtimmenden 
Bankhaͤuſern in Dortmund und anderen Orten. 


5 Die Aufforderung zur Zahlung erfolgt vier Wochen vor den einzelnen 
Einzahlungsterminen durch die H. 32. beſtimmten Zeitungen. Zehn Prozent des 
Grundkapitals muͤſſen unmittelbar nach erfolgter landesherrlicher Genehmigung, 
im Laufe des erſten Jahres aber überhaupt mindeſtens vierzig Prozent einge⸗ 
zahlt werden. 

Eine Verzinſung der eingezahlten Betraͤge bis zur Einzahlung der vollen 
Aktie findet nicht ſtatt; von da an erfolgt die Zahlung der Dividenden nach 
den Beſtimmungen des H. 17. des Geſetzes vom 9. November 1843. und dieſes 
Statutes (H. 34.). 


Wer innerhalb zweier Monate nach erfolgter Aufforderung durch die 
Zeitungen die ausgeſchriebene Theilzahlung nicht leiſtet, verfaͤllt in eine Kon⸗ 
ventionalſtrafe von einem Fuͤnftheil des ausgeſchriebenen Betrages; erfolgt 
ſolche nach vorheriger neuer Aufforderun durch den Verwaltungsrath nicht 
binnen ferneren vier Wochen, fo iſt der $ erwaltungsrath berechtigt, entweder 
den Saͤumigen zur Zahlung nebſt Strafe und Zinſen ſeit dem beſtimmten Ein⸗ 
zahlungstermine vor dem Kreisgerichte in Dortmund anzuhalten, oder aber die 
eingezahlten Betraͤge zu Gunſten der Geſellſchaft fuͤr verfallen und die durch 
die Zeichnung und die bisherigen Einzahlungen erworbenen Anſpruͤche auf den 
Empfang der Aktien fuͤr erloſchen zu erklaͤren, welche Erklärung durch die 
H. 32. beſtimmten Zeitungen unter Angabe der Nummer der Aktien erfolgt. 
An Stelle einer folchen für erloſchen erklärten Aktie kann von dem Verwaltungs⸗ 
rathe eine neue ausgegeben werden. BER 


Kapitel IV. 
Organiſation der Geſellſchaft. 
b §. 13. 
Mitglied der Geſellſchaft iſt Jeder, welcher derſelben durch den Erwerb 
117 . beitritt, ſtimmfaͤhiges Mitglied nur der Beſitzer von mindeſtens 


(Ar. 4581.) H. 14. 


„„ 


F. 14. 


Die zuſammenberufene Verſammlung der Mitglieder bildet die General- 
verſammlung ($$. 16. bis 23.). 


H. 15. 


Von den ſtimmfaͤhigen Mitgliedern wird in der Generalverſammlung 
zur allgemeinen Leitung der Angelegenheiten der Geſellſchaft aus deren Aktio⸗ 
nairen ein Verwaltungsrath erwaͤhlt (9 . 24, bis 31.). 


Kapitel V. 


Von der Generalverſammlung. 


$. 16. 


Die Generalverſammlung vertritt die Geſammtheit der Aktionaire. Ihre 
Beſchluͤſſe ſind fuͤr Alle, ſelbſt fuͤr die Abweſenden, verbindlich. 


§. 17. 


Die Generalverſammlung beſteht aus denjenigen Aktionairen, welche we⸗ 
nigſtens fuͤnf Aktien eigenthuͤmlich beſitzen. Fuͤnf Aktien geben Eine Stimme. 
Niemand kann aus eigener Berechtigung oder auf Grund von Vollmachten 
anderer Aktionaire, einſchließlich ſeiner eigenen Stimmen, mehr als zwanzig 
Stimmen ausuͤben. f 

Die Aktien, oder bis zu deren Ausgabe die Quittungsbogen, muͤſſen acht 
Tage vor der Generalverſammlung im Geſchaͤftslokale der Geſellſchaft oder an 
denjenigen Orten hinterlegt werden, welche der Verwaltungsrath bezeichnen und 
in den Geſellſchaftsblaͤttern öffentlich bekannt machen wird. Ueber die erwähnte 
Hinterlegung wird Namens des Verwaltungsrathes ein Empfangſchein und 
eine perſoͤnliche, auf den Namen des Aktionairs lautende, Eintrittskarte ausge⸗ 
ſtellt und verabfolgt. 

Jeder ſtimmfaͤhige Aktionair kann ſich durch einen andern, von ihm mit 
ſchriftlicher Vollmacht verſehenen, ſtimmfaͤhigen Aktionair vertreten laſſen. Der 


Mandatar hat ſeine Vollmacht bei ſeinem Eintritte in die Verſammlung zu 


hinterlegen, nachdem er ſie vorher als aufrichtig und wahr mitunterzeichnet hat. 
Ehefrauen werden durch ihre Ehemaͤnner, Minderjaͤhrige und andere bevormun— 
dete Perſonen durch ihre Vormuͤnder und Kuratoren, moraliſche Perſonen durch 
ihre Repraͤſentanten und Handlungshaͤuſer durch ihre Prokuratraͤger repraͤſen⸗ 
tirt, auch wenn dieſe nicht Aktionaire ſind. 


H. 18. 
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§. 18. 


Die ordentliche Generalverſammlung findet im Monat September eines 
jeden Jahres in Dortmund ſtatt. Der Tag und der Ort der Zuſammenkunft 
wird von dem Verwaltungsrathe mindeſtens vier Wochen vorher durch die 
H. 32. beſtimmten Zeitungen bekannt gemacht. 

Alle Gegenſtaͤnde, welche in dieſer Generalverſammlung zur Berathung 

und Beſchlußnahme kommen ſollen, muͤſſen mindeſtens acht Tage vorher auf 
dem Buͤreau des Verwaltungsrathes zur Einſicht fuͤr jeden Aktionair offen 
liegen. Jedem ſtimmfaͤhigen Aktionair ſteht das Recht zu, Gegenſtaͤnde zum 
Vortrag zu bringen; ein ſolcher Antrag iſt aber mindeſtens vierzehn Tage vor 
der Verſammlung dem Verwaltungsrathe ſchriftlich einzureichen. 
f Die Generalverfammlung kann auch durch Beſchluß des Verwaltungs⸗ 
rathes außerordentlich zuſammenberufen werden. Der Verwaltungsrath iſt zu 
einer ſolchen Zuſammenberufung verpflichtet, wenn Aktionaire, welche ein Drittel 
ſaͤmmtlicher Aktien vertreten, darauf antragen. Der Zweck jeder außerordent⸗ 
lichen Generalverſammlung, welche ebenfalls in Dortmund abgehalten werden 
muß, muß in der Öffentlichen Einladung ausdruͤcklich angegeben fein und dieſe 
ebenfalls vier Wochen vorher erfolgen. 


i $. 19. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes oder deſſen Stellvertreter hat 
den Vorſitz in der Generalverſammlung. Derſelbe eroͤffnet und ſchließt die 
Verſammlung und leitet die Debatte. Er ernennt zwei Stimmſammler aus 
den anweſenden Aktionairen. 

Alle Protokolle der Generalverſammlungen werden notariell oder gericht⸗ 
lich aufgenommen. Es wird denſelben ein von dem Vorſitzenden und den 
Stimmſammlern beglaubigtes Verzeichniß der Aktionaire und ihrer Stimmen⸗ 
zahl beigefuͤgt. Die Protokolle werden nur von dem Vorſitzenden, den beiden 
Stimmſammlern und zweien der mitanweſenden Aktionaire unterſchrieben. 


. 20. 


In der jaͤhrlichen ordentlichen Generalverſammlung werden aus den An- 
weſenden drei Reviſoren erwaͤhlt, welche fuͤr das folgende Geſchaͤftsjahr die 
von der Direktion vorgelegte Bilanz, die Buͤcher der Geſellſchaft nach deren 
letzten Abſchluſſe, ſowie die Rechnungen und Belaͤge zu pruͤfen und daruͤber der 
Generalverſammlung Bericht zu erſtatten haben. 


$ 21. 


Bei den Beſchluͤſſen der Generalverſammlungen entſcheidet, mit Aus⸗ 
nahme der H. 22. und 35. gedachten Fälle, die abſolute Stiminenmehrheit; 
bei Gleichheit der Stimmen giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

(Fr. 4581.) f Die 


BE 


Die Wahlen werden mittelft geheimen Skrutiniums durch Wahlzettel 
vorgenommen. Wird abſolute Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung 
nicht erzielt, ſo werden diejenigen beiden Kandidaten, welche die meiſten Stim⸗ 
men erhalten haben, auf die engere Wahl gebracht. Bei dann etwa eintreten⸗ 
der Gleichheit der Stimmen entſcheidet das Loos. 


H. 22. 


Beſchluͤſſe uͤber Abaͤnderungen des Statutes koͤnnen nur in einer zu 
dieſem Zwecke unter Angabe des Gegenſtandes nach Vorſchrift berufenen außer⸗ 
ordentlichen Generalverſammlung mit einer Mehrheit von zwei Drittel der an⸗ 
weſenden reſp. vertretenen Stimmen gefaßt werden und beduͤrfen außerdem der 
landesherrlichen Genehmigung. Soll ein ſolcher Beſchluß in der ordentlichen 
Generalverſammlung erfolgen, ſo muß der Gegenſtand in der Einladung nach 
Maaßgabe des H. 18. bekannt gemacht, fein. 


H. 23. 


Folgende Gegenftände koͤnnen nur durch die Generalverſammlung er⸗ 
ledigt werden: 


a) die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes (F. 24.); 
b) die Wahl der drei Rechnungsreviſoren (F. 20.); 5 
c) der Vortrag des Geſchaͤfts- und Jahresberichts und die Ertheilung der 
Decharge uͤber die Jahresrechnung und Bilanz (F. 33.); 
d) die Aufhebung fruͤherer Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen; 
e) die Entſcheidung uͤber die an die Generalverſammlung gerichteten An⸗ 
träge des Verwaltungsrathes reſp. der Aktionaire (H. 18.); ; 
f) die Erwerbung und Veräußerung von Immobilien zum Werthe von 
uͤber 50,000 Thaler; N 
g) die etwaige gaͤnzliche oder theilweiſe Verwendung des Reſervefonds (F. 34.); 
h) die Ergaͤnzungen oder Abaͤnderungen des Statutes (F. 22.); i 
J) die Aufloͤſung der Geſellſchaft (F. 35.). 


Sofern uͤber die sub d. und h. aufgefuͤhrten Gegenſtaͤnde in einer or— 
dentlichen Generalverſammlung Beſchluß gefaßt werden ſoll, muß dieſer Zweck 
in den Einladungen ausdruͤcklich bekannt gemacht werden. 


Kapitel VI. 
Von dem Verwaltungsrathe. 
F. 24. i 
Der Verwaltungsrath (F. 15.) beſteht aus ſechs Mitgliedern, welche 
von 


\ 
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von und aus den Aktionairen in der Generalverſammlung gewaͤhlt werden. 
Die Namen derſelben ſind jaͤhrlich in den beſtimmten Zeitungen bekannt zu 
machen. Jedes Mitglied dieſes Verwaltungsrathes muß wenigſtens fuͤnf und 
zwanzig ſchuldenfreie Aktien eigenthuͤmlich beſitzen; dieſe Aktien werden bei der 
Geſellſchaft hinterlegt und find dieſelben, ſo lange die Funktionen dieſes Ver⸗ 
waltungsrathes dauern, unveraͤußerlich. Ein Mitglied des Verwaltungsrathes, 
welches ſeine Zahlungen einſtellt, oder gegen welches die gerichtliche Unter⸗ 
ſuchung wegen eines Vergehens oder Verbrechens, welches in den Geſetzen 
mit dem Verluſt oder mik Unterſagung der buͤrgerlichen Ehrenrechte bedroht 
iſt, durch gerichtlichen Beſchluß foͤrmlich eroͤffnet iſt, ſcheidet ſofort aus. 


H. 25. 


Der Verwaltungsrath ernennt unter ſeinen Mitgliedern einen Vorſitzen⸗ 
den und deſſen Stellvertreter. Ihre Funktionen dauern ein Jahr. Sie können 
wieder gewählt werden. Sind beide abweſend, ſo verſieht das an Jahren 
aͤlteſte der Mitglieder ihre Stelle. 


Erledigt ſich die Stelle eines Verwaltungsrathes, fo wird dieſelbe pro⸗ 
viſoriſch von den ubrigen Mitgliedern aus den Aktionairen beſetzt; der Ver⸗ 
waltungsrath hat aber die von ihm getroffene Wahl der nächften Generalver⸗ 
ſammlung vorzulegen, von welcher die definitive Wiederbeſetzung durch Wahl 
ausgeht. Das auf dieſe Weiſe gewählte Mitglied des Verwaltungsrathes uͤbt 
ſein Amt nur bis zu dem Zeitpunkte aus, wo die Funktionen desjenigen, welchen 
es vertritt, aufgehoͤrt haben wuͤrden. i 


Auch uͤber die proviſoriſche Wahl eines Verwaltungsrathes wird ein 
gerichtliches oder notarielles Protokoll aufgenommen. 


Die Namen des Vorſitzenden des Verwaltungsrathes und feines Stell— 
vertreters find jährlich bekannt zu machen. 


$. 26. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich regelmaͤßig jeden Monat und 
außerdem auf beſondere Einladung des Vorſitzenden oder auf Antrag von drei 
Mitgliedern. 

Zu dieſer ordentlichen, ſowie zu den außerordentlichen Sitzungen werden 
die Mitglieder unter Beifuͤgung der Tagesordnung durch den Vorſitzenden oder 
deſſen Stellvertreter ſchriftlich eingeladen. Der in dieſer Art berufene Ver⸗ 
waltungsrath iſt beſchlußfaͤhig bei Anweſenheit von drei Mitgliedern. Abſolute 
Mehrheit der Stimmen entſcheidet, bei Gleichheit der Stimmen diejenige des 
Vorſitzenden. 


’ 


$ 27. 


Die zu wählenden Mitglieder des Verwaltungsrathes werden auf ſechs 
Jahrgang 1857, (Nr, 4581.) 4 Jahre 


IR 


Jahre ernannt. Nach Ablauf von je zwei Jahren ſcheiden die zwei aͤlteſt ge⸗ 
waͤhlten aus; die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 

Fuͤr die erſten ſechs Jahre, dauernd bis zu der ordentlichen Generalver⸗ 
ſammlung im September 1862., bleiben die von der Erſten konſtituirenden Ges 
neralverſammlung gewaͤhlten ſechs Mitglieder, was hiermit ausdruͤcklich ver⸗ 
tragsmaͤßig beſtimmt wird, unverändert in Funktion. Nach Ablauf dieſer ſechs 
Jahre ſcheiden zwei Mitglieder dieſes erſten Verwaltungsrathes nach dem Looſe, 
nach abermals zwei Jahren von den uͤbrig bleibenden vier Mitgliedern wiederum 
zwei nach dem Looſe und nach Ablauf von nochmals zwei Jahren die letzten 
zwei aus. Es verſteht ſich, daß dieſelben ebenfalls wieder waͤhlbar ſind. 


§. 28. 
Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten zuſammen fuͤr ihre Muͤhe⸗ 


waltung jaͤhrlich fünf Prozent des Jahresgewinnes (F. 34.). So lange und 
ſo oft dieſe fuͤnf Prozent des Jahresgewinnes indeß nicht die Summe von 


dreitauſend Thaler erreichen, erhalten ſie jaͤhrlich die Summe von dreitauſend 


Thaler aus der Geſellſchaftskaſſe. 
Fuͤr Reiſen der Mitglieder des Verwaltungsrathes zum Domizile der 


Geſellſchaft oder nach deren Betriebslokalien erhalten dieſelben keine Verguͤtung. 


Die Koſten ſonſtiger Reiſen und ſonſtige baare Auslagen werden ihnen erſtattet. 
Der Generalverſammlung bleibt vorbehalten, uͤber die Remuneration 
des Verwaltungsrathes anderweite Beſtimmung zu treffen. 


H. 29, 


Zur Legitimation des Verwaltungsrathes dient eine notarielle oder ge⸗ 


richtliche extraktweiſe Ausfertigung des Wahlprotokolls. 


Der Verwaltungsrath hat die Befugniß, zur Ausführung beſonderer Ger 


ſchaͤfte eines oder mehrere ſeiner Mitglieder zu delegiren. Er bedarf zur Ver⸗ 


tretung der Geſellſchaft keiner Spezialvollmacht, auch ſelbſt nicht fuͤr die Faͤlle, 
wo die Geſetze eine ſolche bei den gewohnlichen Mandatsverhaͤltniſſen vor⸗ 


ausſetzen. 


F. 30. 


Der Verwaltungsrath iſt der Repraͤſentant der Geſellſchaft; er vertritt 


dieſelbe in allen Beziehungen mit dritten Perſonen, mit dem Staate und mit 


den Gemeinden, er vollzieht die Oberleitung der Geſellſchaft nach beſter Einſicht 
unter Beobachtung des Statutes und nach Maaßgabe der verfaſſungsmaͤßigen 


Beſchluͤſſe der Generalverſammlung. Er iſt berechtigt, alle Eigenthums- und 


Adminiſtrationshandlungen der Geſellſchaft vorzunehmen, insbeſondere auch 


Grundſtuͤcke und Gerechtſame, welche nicht uͤber funfzigtauſend Thaler betra⸗ 


gen, und andere Sachen, welche zum Geſchaͤftsbetriebe erforderlich find, zu er 


werben, zu verkaufen, zu vertauſchen, Kapitalien, Kaufſchillinge und andere 


Aktioforderungen einzuziehen, zu erheben und daruͤber zu quittiren, Hypotheken⸗ 
| Loͤſchun⸗ 
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Loͤſchungen zu bewilligen, die erforderlichen Beamten, Gehuͤlfen und Arbeiter 
anzuſtellen, zu ſuspendiren und zu entlaſſen, deren Beſoldung und insbeſondere 
die Kaution für die die Kaffe führenden Beamten feſtzuſtellen und Dienſtinſtruk⸗ 
tionen zu erlaſſen. 

Der Verwaltungsrath beſchließt überhaupt felbftftändig über alle Gegen⸗ 
ſtaͤnde, welche nicht der Generalverſammlung ausdruͤcklich vorbehalten ſind. So 
wie derſelbe ſelbſt handelt und unterhandelt, Prozeſſe bei den Gerichten führen, 
Vergleiche und Kompromiſſe uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft abſchlie⸗ 
der nn fo ift er auch befugt, in allen dieſen Beziehungen ſich vertreten 
zu laſſen. N 

Der Verwaltungsrath ſoll endlich auch befugt ſein, den oder die Repraͤſen⸗ 
tanten fuͤr die von der Geſellſchaft zu erwerbenden Steinkohlen- und Eiſen⸗ 
ſteinfelder und ſonſtiges Bergwerkseigenthum der Geſellſchaft zu beſtellen und 
mit Vollmacht zu verſehen, wodurch dieſe Repraͤſentanten zu allen den Rechten 
und Befugniſſen ermächtigt werden, welche von ihnen das Geſetz vom 12. Mai 
1851., insbeſondere in den HH. 18. und 20., verlangt. 


H. 31. 


Ueber die von dem Verwaltungsrathe gefaßten Beſchluͤſſe werden Pro- 
tokolle aufgenommen und dieſe von den anweſenden Mitgliedern unterzeichnet. 
Dieſe Protokolle ſind in einem Protokollbuche aufzubewahren, welches bei jeder 
Sitzung zur Hand ſein muß. 

Alle Ausfertigungen geſchehen unter der Firma: 


„Der Verwaltungsrath der Harpener Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft“ 


und werden von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter und einem Mit⸗ 
gliede unterzeichnet. f 


H. 32. 


Die Einladungen zu den Generalverſammlungen, ſowie uͤberhaupt alle 
ſtatutenmaͤßig vorzunehmenden Bekanntmachungen erfolgen durch die zu Geſell— 
ſchaftsblaͤttern erwaͤhlten Zeitungen, naͤmlich: e 


A. den Preußiſchen Staats- Anzeiger zu Berlin, 
B. die Coͤlner Zeitung, 

C. die Elberfelder Zeitung, 

D. die Weſtphaͤliſche Zeitung zu Dortmund, 

E. die Hamburger Boͤrſenhalle. 


Sollte eins dieſer Blaͤtter eingehen, ſo wird ſtatt deſſen durch den Ver⸗ 
waltungsrath eine andere Zeitung mit Genehmigung der Koͤniglichen Regierung 
zu Arnsberg beſtimmt. 

Der Regierung bleibt es vorbehalten, die Wahl anderer Blaͤtter zu for⸗ 


dern und noͤthigenfalls vorzufchreiben, 
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Kapitel VII. 


Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 
93 835 


Am 30. Juni eines jeden Jahres ſoll von dem Verwaltungsrathe ein 
Inventar des Geſellſchaftsvermoͤgens aufgenommen und eine Bilanz des 
Aktiv⸗ und Paſſiv⸗Vermoͤgens angefertigt und dieſelbe ſpaͤteſtens bis zum funf⸗ 
zehnten Auguſt, nachdem ſolche vorher in ein dazu beſtimmtes Buch eingetra⸗ 
gen iſt, den in der zunächſt vorhergegangenen ordentlichen Generalverſammlung 
aus den Aktionairen gewählten drei Rechnungsreviſoren (H. 20.) nebſt den 
Jahresrechnungen zugeſtellt werden. Dieſe Reviſoren pruͤfen die Rechnungen und 
Bilanz mit den ihnen im Geſchaͤftslokale des Verwaltungsrathes vorzulegenden 
Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft und erſtatten daruͤber in der naͤchſten 
Generalverſammlung Bericht, welche uͤber die Decharge der Rechnung beſchließt. 


Der Verwaltungsrath wird in jedem Jahre bei der Inventaraufnahme 
beſtimmen, wie viel in der Bilanz an dem Werthe der Immobilien, Maſchinen, 
Geraͤthſchaften und anderen beweglichen Gegenſtaͤnden, welche das Kapital der 
Geſellſchaft ausmachen, abgeſchrieben werden ſoll. 


Der nach Abzug des Paſſivs bleibende Ueberſchuß des Aktivs bildet den 
reinen Gewinn des Geſchaͤftsjahres. i 


Die Bilanz iſt durch die Geſellſchaftsblaͤtter zur oͤffentlichen Kunde 
zu bringen. 


. 34. 


Aus dieſem Jahresgewinne werden bei jedem Abſchluſſe vorweg zehn 


Prozent zur Bildung eines Reſervefonds abgezogen und entnommen, bis dieſer 
die Hoͤhe von Einhundert und zehntauſend Thalern erreicht hat. Die nutzbare 
Anlegung des Reſervefonds bleibt dem Verwaltungsrathe uͤberlaſſen. Zinſen 
werden demſelben nicht zugeſchrieben. Wird der Reſervefonds angegriffen, fo 
wird derſelbe in gleicher Weiſe ergänzt. Der Reſervefonds kann nur auf den 
beſonderen und von der Generalverſammlung genehmigten Vorſchlag des Wer- 
waltungsrathes ganz oder theilweiſe zur Verwendung kommen. 

Der Reſervefonds darf zu Dividendenzahlungen unter keinen Umftänden 
verwandt werden. 


Demnaͤchſt wird von dem Jahresgewinne die Remuneration für die Mit⸗ 
glieder des Verwaltungsrathes abgezogen (H. 28.). 

Der Reſt des Jahresgewinnes wird als Dividende unter die Aktionaire 
vertheilt. Die Zahlung der Dividende erfolgt jährlich am 1. November gegen 
Aushaͤndigung der Dividendenfcheine zu Händen des Inhabers derſelben. Die 
Dividenden ſind an der Geſellſchaftskaſſe in Dortmund und bei den Bank⸗ 
haͤuſern, welche der Verwaltungsrath noch ſonſt beſtimmen wird, zu erheben 


und 


3 
und zahlbar; fie verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft, falls fie innerhalb fünf 
Jahren von dem beſtimmten Zahlungstage an nicht erhoben werden. 


Kapitel VIII. 
Aufloͤſung der Geſellſchaft. 


$. 35. 


Außer dem Falle der ſtatutenmaͤßigen Beendigung der Geſellſchaft ($. 3.) 
kann die Aufloͤſung der Geſellſchaft waͤhrend der erſten funfzig Jahre oder 
ſpaͤter nur durch den Verwaltungsrath oder auf Verlangen von einer Anzahl 
von Aktionairen, welche mindeſtens drei Viertel der Aktien reprafentiren, bean⸗ 
tragt werden. Der Verwaltungsrath iſt dazu verpflichtet, wenn die Hälfte des 
Grundkapitals verloren gegangen iſt. 

Dieſe Aufloͤſung kann nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung 
beſchloſſen werden, in welcher jede zwei Aktien deſſelben Beſitzers Eine Stimme 
bilden, gleichviel, wie viele Aktien in einer Hand vereinigt find. 

In jeder ſolchen Verſammlung muß die Hälfte der ſaͤmmtlichen Aktien 
vertreten ſein; iſt dieſes nicht der Fall, ſo iſt eine neue außerordentliche Ver⸗ 
ſammlung anzuberaumen, in der die dann anweſenden Aktionaire, wie in der 
Einladung ausdruͤcklich anzugeben iſt, vollguͤltig Beſchluß faſſen koͤnnen. 

f In beiden Verſammlungen kann die Auflöſung der Gefellfchaft nur durch 
eine Majoritaͤt von zwei Drittheilen der Stimmen beſchloſſen werden. Der 
Beſchluß bedarf der landesherrlichen Genehmigung. f 

Die e erfolgt nach Maaßgabe der beſtehenden geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen. Den Modus der Liquidation, die Liquidatoren und deren Befug⸗ 
niſſe beſtimmt der Verwaltungsrath. | i 


Kapitel IX. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 
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Alle Streitigkeiten, welche zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen 
als ſolchen entſtehen, mit Ausnahme des H. 12. vorgeſehenen Falles, ſollen, 
mit Ausſchließung des Rechtsweges, durch Schiedsrichter entſchieden werden, 
von denen jeder Theil einen ernennt. Ein Obmann tritt nur dann hinzu, 
wenn die beiden Schiedsrichter ſich innerhalb acht Tagen nicht einigen konnen. 
In dieſem Falle ernennt das Direktorium des Kreisgerichts zu Dortmund den 
Obmann. Schiedsrichter und Obmann muͤſſen in dem Bezirke des Kreisgerichts 
zu Dortmund wohnen. Verzoͤgert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch 
Notar oder Gericht inſinuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung des 

(Ne. 4581.) Schieds⸗ 
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Schiedsrichters länger als acht Tage, fo muß er fich gefallen laſſen, daß der 
andere Theil auch den zweiten Schiedsrichter ernennt. 

Die Aktionaire ſind, wie groß auch ihre Anzahl bei einer Streitſache ſein 
moͤge, wenn ſie ein und daſſelbe Intereſſe haben, verbunden, einen einzigen ge⸗ 
meinſchaftlichen Bevollmaͤchtigten zu Dortmund zu bezeichnen, welchem alle prozeſſua⸗ 
liſchen Verordnungen und Verhandlungen in einer einzigen Ausfertigung oder 
Abſchrift mitgetheilt werden koͤnnen. Beſtellen ſie einen Bevollmaͤchtigten nicht, 
ſo iſt die Geſellſchaft, ſowie das Schiedsgericht befugt, ihnen alle Mittheilungen 
und Inſinuationen in Gemäßheit der $$. 20. und 21. Tit. 7. Th. I. der All⸗ 
gemeinen Gerichtsordnung in einer einzigen Abſchrift auf dem Prozeßbuͤreau 
des Kreisgerichts zu Dortmund zuſtellen zu laſſen. 

Gegen die Entſcheidung des Schiedsgerichts findet, außer in den Faͤllen 
der Nichtigkeit nach $. 172. Tit. 2. Th. I. der Allgemeinen Gerichtsordnung, 
kein Rechtsmittel ſtatt. 


Kapitel X. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 
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Die Königliche Regierung iſt befugt, einen Kommiſſar zur Wahrnehmung 
des Aufſichtsrechts für beſtaͤndig oder für einzelne Fälle zu beſtellen. Dieſer 
Kommiſſar kann nicht nur den Geſellſchaftsvorſtand, die Generalverſammlung 
oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammenberufen und ihren Be⸗ 
rathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Buͤchern, Rechnungen, 
Regiſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Geſellſchaft, ſo⸗ 
wie von deren gewerblichen Anlagen, Einſicht nehmen. 


$. 38. 


Die Geſellſchaft hat mit Ruͤckſicht auf die von ihr betriebenen Bergbau-, 
Huͤtten⸗ und anderen gewerblichen Unternehmungen fuͤr die kirchlichen und Schul⸗ 
Beduͤrfniſſe der von ihr beſchaͤftigten Arbeiter zu ſorgen, auch zu den Koſten 
der Polizei- und Gemeinde-Verwaltung in angemeſſenem Verhaͤltniſſe beizutragen und 
kann, ſofern dieſelbe ſich dieſer Verpflichtung entziehen ſollte, angehalten wer⸗ 
den, fuͤr die gedachten Zwecke, ſowie noͤthigenfalls zur Gruͤndung und Unter⸗ 
haltung neuer Kirchen- und Schul-Syſteme diejenigen Beiträge zu leiſten, welche 
von der Staatsregierung nach ſchließlicher Beſtimmung der betreffenden Reſſort⸗ 
Miniſter und des Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten fuͤr 
nothwendig erachtet werden. 0 i 


An⸗ 


Anlage A. 
A te 
der 
Harpener Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft 
8 uͤber zweihundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Geiaß het des unter dem nnn vom Staate 
beſtaͤtigten Statutes der Geſellſchaft verhaͤltnißmaͤßig gleichen Antheil an dem 
geſammten Eigenthum, Gewinn und Verluſt der Geſellſchaft. 

Dortmund, den nn 18. . 


Der Verwaltungsrath 
der Harpener Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft. 


Anlage B. 
Dividendenſchein 
a Ä zu der Aktie W 
der Harpener Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft. 


Inhaber empfaͤngt am 1. November ..... gegen dieſen Dividendenſchein 
an der Kaffe der Geſellſchaft oder bei den ſonſt beſtimmten Bankhaͤuſern die 
ſtatutenmaͤßig feſtgeſtellte Dividende fuͤr das Geſchaͤftsjahr ... 

Dortmund, den ten 187; 

Der Verwaltungsrath 
der Harpener Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft. 


Anmerkung. Vorſtehender Dividendenſchein wird nach F. 34. des Statutes unguͤltig, 
wenn die darauf zu erhehende Dividende nicht innerhalb fuͤnf Jahren nach 
dem beſtimmten Zahlungstage erhoben wird, f > 
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Anlage C. f | 
Quittungsbogen 
zu der Aktie 49 
der Harpener Bergbau-Aktiengeſellſchaft. 


MI. 

Der (Stand und Namen) zu (Wohnort) hat auf die Aktie AP ..... 
der Harpener Bergbau -⸗-Aktiengeſellſchaft ... Thaler Preußiſch Kurant baar 
eingezahlt. i 

Dortmund, den . ten 1 18. 


Der Verwaltungsrath 
der Harpener Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft. 


Je 
Me 
VI. > jedesmal wie M J. 
M. 
N 
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